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Warum  
kommt das in 
den Müll?
Die Deutschen 
werfen viel zu viel 
Essen weg. Das 
lässt sich ändern
Wirtschaft, Seite 23/24
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Oktoberfest
Die Besucherzahlen beim Münch‑
ner Oktoberfest schwankten in 
den vergangenen zehn Jahren zwi‑
schen 5,6 und 6,9 Millionen, die 
Liter getrunkenen Bieres zwischen 
6,1 und 7,7 Millionen, wobei die 
Bierkurve leicht nach oben zeigt 
und die Besucherkurve leicht nach 
unten. Stabil jedoch der stetige An‑
stieg des Bierpreises, der jetzt bei 
11,50 Euro pro Maß liegt. Es gibt 
noch Dinge in diesem Land, auf 
die man sich verlassen kann.� GRN.

PROMINENT IGNORIERT

Medien als  
Miesmacher 
Die Journalisten 
zeichnen die Welt 
düsterer, als sie ist
Wissen, Seite 35
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D
er Sündenfall ist so groß, dass 
Kardinal Marx gerade un‑
umwunden erklärt hat: »Ich 
schäme mich.« Es kann aber 
sein, dass die von ihm in 
Auftrag gegebene Studie 
über den massenhaften Miss‑

brauch von Kindern und Jugendlichen in der 
katholischen Kirche noch lange nicht die zwingend 
nötige Klärung bringt. Es gibt begründete Zwei
fel an der Aussagekraft des Berichts. Und die von 
Fehlern und Skandalen, Unfähigkeit und Hals‑
starrigkeit in ihrer Amtskirche ohnehin gebeutelten 
Katholiken im Land erleben jetzt eine neue 
Heimsuchung. 

Es ist ja richtig, dass auch andere Institutio‑
nen – wie Sportvereine oder Schulen – Tatorte 
für sexuellen Missbrauch waren, möglicherweise 
noch häufiger. Doch erstens waren die Täter dort 
sehr oft Gleichaltrige. Und zweitens beruft sich 
ein Turnverein nicht auf Jesus, von dem der 
Evangelist Lukas Folgendes überlieferte: Als die 
Jünger einmal verhindern wollten, dass er mit 
Kindern in Berührung kommen konnte, rief er: 
»Lasst die Kinder zu mir kommen und hindert 
sie nicht daran! Denn solchen wie ihnen gehört 
das Reich Gottes.« 

Mindestens 3677 Kindern und Jugendlichen 
aber gehörte in der katholischen Kirche die Höl‑
le. Es geht um mutmaßliche Übergriffe und Ver‑
brechen, die in Deutschland seit dem Jahr 1946 
von mindestens 1670 Würdenträgern begangen 
wurden. Das gibt die kircheneigene Studie preis. 
Und es ist gut, dass diese Zahlen endlich ans 
Licht der Öffentlichkeit gelangen. Genauso er‑
schreckend wie diese Bilanz ist aber der Beifang 
der Studie: die Erkenntnis, dass sie nur einen Teil 
der dokumentierten Fälle überhaupt erfasst – 
und das auch nur anonymisiert und ohne Ein‑
sicht in die Originalakten. Dass bis vor Kurzem 
mit wenigen Ausnahmen die unausgesprochene 
Devise galt: Täterschutz geht vor Opferschutz 
(siehe dazu auch Seite 55 und 56). Dass Täter, 
wenn es denn eine Ahndung gab, eine Milde er‑
fahren haben, die für die Opfer einer zweiten 
Schändung gleichkam. Dass in erheblichem Um‑
fang und nicht nur im Vorfeld der Studie Akten‑
vernichtung betrieben worden ist. Dass selbst die 
vorhandenen Akten nicht vollständig ausgewertet 
wurden. Dass die Zahl der Opfer und die der 
Täter also in Wirklichkeit viel größer ist, vermut‑
lich um ein Vielfaches.

In dieser Situation würde der Glaubwürdig‑
keit der Kirche nur eines dienen: maximale Trans‑
parenz. Die Kirche hat einiges unternommen, 
um zumindest neue Fälle von Missbrauch anders 
zu verfolgen als früher. Schon unter Papst Johan‑
nes Paul II. hatte Joseph Ratzinger eine kirchen‑
interne Anzeigepflicht eingeführt; Bischöfe und 
andere leitende Geistliche müssen Verdachtsfälle 
an die Glaubenskongregation in Rom melden. 
Seit 2010 gilt auch eine Leitlinie der Deutschen 
Bischofskonferenz: Bei einem Anfangsverdacht 
müssen die Strafverfolgungsbehörden eingeschal‑
tet werden; es sei denn, das Opfer ist dagegen. 

Das Problem daran ist: Die Bischöfe selbst 
kontrollieren, ob sie diese Leitlinien auch umset‑
zen. Noch im Jahr 2010 gab es im Bistum Hildes
heim einen so unfassbaren Fall, dass man vom 
Glauben abfallen könnte. Da wurde ein einzelner 
Missbrauch durch einen Geistlichen an die Justiz 
gemeldet. Der Täter kam, weil angeblich Erst
täter, mit einer Geldbuße davon. In Wirklichkeit 
war er ein Serientäter übelster Sorte. Seine Kirche 
aber hatte die Information, dass es sich bei ihm 
um einen der Haupttäter des Missbrauchsskan‑
dals am Berliner Canisius-Kolleg mit Dutzenden 
Opfern handelte, einfach zurückgehalten. 

Ein anderes Problem: Der Zugang zu Ge‑
heimarchiven unterliegt dem Selbstbestimmungs‑
recht der Kirchen. Im Prinzip sind sie bei einem 
Anfangsverdacht zugänglich für Staatsanwälte. 
Aber bislang hat sich niemand alles richtig ange‑
sehen. Warum nicht?

Immer noch ahndet die Kirche Missbrauch 
zunächst auf Grundlage ihres Codex Iuris Cano‑
nici. Das Mindeste, was man unter dem Schock 
der Studie erwarten kann: Es muss Schluss sein 
mit einer Art kirchlicher Paralleljustiz, die Täter 
schützt. Jede Form der Aufklärung über Vergehen 
in der Kirche sollte man besser einer vom Auftrag‑
geber unabhängigen Kommission überlassen. 

Für sexuellen Missbrauch kann es keine mil‑
dernden Umstände mehr geben. Auch ist die Aus
einandersetzung darüber unvermeidlich, ob die 
Strukturen in der katholischen Kirche oder Auf‑
lagen wie der Zölibat solche Taten begünstigen. 
Es steht nicht nur der Ruf der Kirche auf dem 
Spiel. Was die Bischöfe, die sich in dieser Woche 
in Fulda beraten haben, vielleicht nicht so mitbe‑
kommen: Die Leidensfähigkeit vieler Katholiken 
ist erschöpft. 

Glauben und Leiden
Jetzt hilft der katholischen Kirche nur noch maximale Transparenz.  
Die Geduld der Gläubigen ist erschöpft  VON GIOVANNI DI LORENZO
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P
olitische Macht sieht man nur 
dann, wenn sie sich bewegt: Wenn 
sie kommt. Wenn sie ausgeübt 
wird. Und wenn sie verschwindet. 
In diesem Sinne war der Macht‑
verlust Angela Merkels am Diens‑
tag dieser Woche in Großauf‑

nahme zu beobachten. Die völlig überraschende 
Niederlage ihres Vertrauten Volker Kauder bei der 
Wahl zum Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundes‑
tagsfraktion zeigt den drastischen Autoritätsverfall 
der Kanzlerin. Ihre Gegner haben nichts mehr zu 
befürchten – schon gar nicht von ihr.

Politische Macht in der Demokratie lebt 
mehr von der Zuschreibung als von ihrer Aus‑
übung. Mächtig ist, wer sich Gefolgschaft or
ganisieren kann, wer glaubhaft machen kann, 
die nächste Wahl zu gewinnen. All das gilt für 
Merkel nicht mehr.

Aber nicht nur die Kanzlerin ist am Ende – 
ihre Regierung ist es auch. Gleich zweimal 
binnen nur einer Woche haben die wichtigsten 
Politiker der Koalition die Stimmung unter den 
eigenen Leuten völlig falsch eingeschätzt. So war 
es im Fall Maaßen, als Merkel, Seehofer und 
Nahles eine Vereinbarung trafen, die sie nach 
dem Protest vieler Bürger (und der eigenen Par‑
tei) revidieren mussten. So war es jetzt wieder, 
bei der Wahl von Ralph Brinkhaus zum Chef 
der Unionsfraktion: Merkel, Seehofer und CSU-
Landesgruppenchef Dobrindt hatten Brinkhaus 
nicht offen bekämpft, sich aber öffentlich für 
Kauder ausgesprochen. Bis zur Auszählung der 
Stimmen am frühen Dienstagabend hatte nie‑
mand aus der Unionsspitze geglaubt, dass Kau‑
der verlieren könnte. So kann man sich täuschen. 

In Würde abzutreten ist eine Kunst,  
die fast niemand beherrscht 

Natürlich reden Merkel und ihre letzten Unter‑
stützer das Ganze nun klein. In der Demokratie 
seien Wahlniederlagen normal, heißt es. Nicht 
der Kanzlerin überdrüssig sei die Mehrzahl der 
Unionsabgeordneten, nur ihres Weggefährten 
Kauder. Aber so einfach ist es nicht. Merkel hat 
die Kontrolle über ihre Leute verloren – und da‑
mit die Entscheidungsgewalt über ihre Politik.

In der schwierigsten Phase seiner Kanzler‑
schaft wagte Gerhard Schröder 2003 einen Be‑
freiungsschlag und machte sich an die größte 
Sozialreform in der Geschichte der Bundesrepu‑

blik – mit vielen Vor- und Nachteilen und einer 
unmittelbaren Folge für ihn selbst: Es beschleu‑
nigte sein Ende. Von Schröders Reformen hat 
Merkel während ihrer gesamten Kanzlerschaft 
profitiert. Ihr selbst ist solch ein Befreiungsschlag 
nicht mehr zuzutrauen. Denn ganz gleich ob 
Digitalisierung, Klimawende oder Wohnungs‑
mangel: Jetzt fällt auf, wie sehr dieser Kanzlerin 
die gestalterische Kraft fehlt. Und dort, wo sie 
bislang gezwungen war, zu handeln – in der 
Flüchtlingsfrage und bei der Reform Europas –, 
ist sie spätestens seit Dienstag nur noch Getrie‑
bene der eigenen Fraktion.

Nahezu alle Argumente, die von den Gegnern 
einer großen Koalition am Wahlabend 2017 an‑
geführt wurden, haben sich zwölf Monate später 
bewahrheitet. Diese Regierung ist mit sich selbst 
beschäftigt, nicht mit den Problemen des Lan‑
des. Das wird sich auch nicht ändern, wenn die 
CSU bei der bayerischen Landtagswahl Mitte 
Oktober verliert und Horst Seehofer als Partei‑
chef und Bundesinnenminister abgelöst werden 
sollte. Nicht die CSU allein ist das Problem der 
Koalition. Die SPD ist es genauso. Und spätes‑
tens seit Dienstag auch die CDU. Nach der Bay‑
ernwahl wird diese Regierung nicht ruhiger zu‑
sammenarbeiten als zuvor. Eher im Gegenteil.

Merkel könnte nun zurücktreten. Das wird 
sie – bei allen unsicheren Prognosen dieser Tage 
– kaum tun. Neuwahlen wollen weder Union 
noch SPD. Das Beste wäre, die SPD würde die 
sieche Regierung verlassen – und Merkel müsste 
mit einer Minderheitsregierung weitermachen. 
Das wäre gut für die Demokratie, weil alle Par‑
teien offensiv für ihre Anliegen werben müssten 
und die Bürger wieder den Eindruck bekämen, 
es ginge den Politikern mehr um die Sache als 
um Posten. Nur: Auch eine Minderheitsregie‑
rung ist für Merkel seit Dienstag keine Option 
mehr – sie hat ja nicht einmal mehr die eigenen 
Leute hinter sich. 

In Würde abzutreten ist eine Kunst, die fast 
niemand beherrscht. Bundeskanzler haben es 
noch nie geschafft. Was bleibt Merkel also? Eine 
Chance wäre, jetzt das zu tun, was sie nie wollte: 
Den Parteivorsitz niederzulegen, um ein Zeichen 
des Wechsels zu setzen. Sie müsste Macht teilen, 
um den letzten Zipfel Macht zu behalten. Klingt 
schwierig? Seit Dienstag hat sie womöglich keine 
andere Wahl mehr.

Führen und Teilen
Was bleibt Angela Merkel jetzt? Eine Chance hat sie noch:  
Das zu tun, was sie nie wollte  VON MARC BROST

CHAOSTAGE IN BERLIN
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Das neue Heft. 
Jetzt gratis testen!

Weitere Informationen unter 
www.zeit.de/leo
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Wie eine große Kanzlerin erst das Gespür für das Volk  
und dann für ihre eigene Partei verloren hat  POLITIK SEITE 2 UND 3

Der Machtverlust
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